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BFW-PRESSEMITTEILUNG  
 
EU-Gebäuderichtlinie überfordert Immobilienbesitzer - 
Zwangssanierungen sind realitätsfern und schaden der Akzeptanz 
beim Klimaschutz 
 
Berlin, 14.03.2023. Der BFW Bundesverband Freier Immobilien- und 

Wohnungsunternehmen kommentiert die geplante EU-Gebäuderichtlinie, die 

heute dem EU-Parlament zur Abstimmung vorlag.  

„Die Gebäuderichtlinie lehnen wir klipp und klar ab. Hier herrscht absolute 

Realitätsverweigerung auf Seiten der EU, weil in wenigen Jahren die Hälfte der 

Gebäude europaweit saniert werden sollen. Sie überfordert Immobilienbesitzer 

durch die Zwangssanierungen vollkommen. Sie ignoriert auch die aktuelle Lage. 

Immobilienbesitzern würden Kosten aufgebürdet, die sie allein nicht stemmen 

können. Es ist zudem völlig illusorisch zu glauben, es wäre personell und finanziell 

möglich, in dieser kurzen Zeit derart viele Gebäude zu sanieren. Fachpersonal fehlt 

überall. Die Baukosten sind explodiert. Hohe Inflation und das gestiegene 

Zinsniveau erschweren die Lage zudem. Wir dürfen nicht vergessen: besonders die 

oftmals älteren Hauseigentümer bekommen keinen Kredit mehr, um Sanierungen 

finanzieren zu können.“ erklärte BFW-Präsident Dirk Salewski in Berlin. 

„Was sozial nicht tragfähig und wirtschaftlich nicht darstellbar ist, ist auch nicht 

nachhaltig – das gilt auch hier. Bundesbauministerin Geywitz hat erkennen lassen, 

dass sie es genauso sieht. Nicht alles Wünschbare ist machbar, sagt sie und damit hat 

sie recht. Diese Richtlinie darf sich nicht durchsetzen“, so der BFW-Präsident. 

„Am Ende zahlen die Zeche doch Mieter und Hausbesitzer. Die gigantischen 

entstehenden Kosten durch die Folgen der geplanten Novelle des 

Gebäudeenergiegesetzes und dieser EU-Gebäuderichtlinie sind nicht finanzierbar. 

Nicht für die Bürgerinnen und Bürger und langfristig auch nicht für die Staatskasse“, 

sagte Salewski. 

„Klimaschutz muss mit Augenmaß und Weitblick umgesetzt werden, nicht mit der 

Brechstange und nicht mit Vorhaben, die zu sozialen Verwerfungen führen“, mahnte 

Dirk Salewski. 

 
 
 

 
Dem BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen als Interessenvertreter der 
mittelständischen Immobilienwirtschaft gehören derzeit rund 1.600 Mitgliedsunternehmen an. Als 
Spitzenverband wird der BFW von Landesparlamenten und Bundestag bei branchenrelevanten 
Gesetzgebungsverfahren angehört. Die Mitgliedsunternehmen stehen für 50 Prozent des Wohnungs- 
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und 30 Prozent des Gewerbeneubaus. Sie prägen damit entscheidend die derzeitigen und die 
zukünftigen Lebens- und Arbeitsbedingungen in Deutschland. Mit einem Wohnungsbestand von 3,1 
Millionen Wohnungen verwalten sie einen Anteil von mehr als 14 Prozent des gesamten vermieteten 
Wohnungsbestandes in der Bundesrepublik. Zudem verwalten die Mitgliedsunternehmen 
Gewerberäume von ca. 38 Millionen Quadratmetern Nutzfläche.  


